
 

  

S 11 U 203/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 17
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 11 U 203/99
Datum 31.01.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 17 U 119/01
Datum 22.05.2002

3. Instanz

Datum -

I. Unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom 31.01.2001 sowie
unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 17.02.1999 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 27.05.1999 wird die Beklagte verurteilt, eine um 10
vH erhÃ¶hte Verletztenrente zu gewÃ¤hren.
II. Die Beklagte hat die auÃ�ergerichtlichen Kosten beider RechtszÃ¼ge zu
erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤ger Anspruch auf GewÃ¤hrung
einer Schwerverletztenzulage nach Â§ 582 Reichsversicherungsordnung (RVO) hat.
Der am 1965 geborene KlÃ¤ger, der keine abgeschlossene Berufsausbildung hat,
arbeitete frÃ¼her als Schlosser, Montagehelfer, Produktionshelfer sowie im
Rohstoffhandel. Seit August 1991 war er als Subunternehmer im GerÃ¼stbau
selbststÃ¤ndig tÃ¤tig. Er erlitt am 09.11.1995 einen Wegeunfall. In der Zeit ab
09.11.1995 war er arbeitsunfÃ¤hig krank bzw nahm erfolglos an
UmschulungsmaÃ�nahmen teil. Nach Einholung von Gutachten des Chirurgen Prof.
Dr.V.B. und des Nervenarztes Dr.L.N. (beide Berufsgenossenschaftliche Unfallklinik
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M.) vom 02.08.1996, des HNO-Arztes Dr.C.H. (M.) vom 12.04.1997, des Chirurgen
Prof.Dr.E. (Klinikum M.) vom 20.01.1998/ 07.07.1998, des Nervenarztes Dr.H.W.F.
(W.) vom 07.04.1998/02.06.1998/ 23.11.1998, des HNO-Arztes Dr.A.M. (F.) vom
15.04.1998, des Augenarztes Dr.G. (S.-Krankenhaus F.) vom 14.04.1998, sowie der
Dipl.-Psychologin C.M.N. (A.-Klinik W.) vom 23.05.1998 gewÃ¤hrte die Beklagte mit
Bescheid vom 17.02.1999 Verletztenrente ab 13.10.1997 nach einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 50 vH. Aufgrund des unfallbedingten erstgradig
offenen Bruches des SchÃ¤deldaches im Bereich der rechten SchlÃ¤fe mit
Hirnquetschung sowie der Schultergelenkssprengung rechts erkannte sie als Folgen
des Unfalles an: BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten Schultergelenk â��
insbesondere bei VorwÃ¤rts- und SeitwÃ¤rtsbewegung, InstabilitÃ¤t des rechten
Schultergelenkes im Sinne einer Rockwood-II-InstabilitÃ¤t sowie klinisch
bestehendes Subluxations-PhÃ¤nomen im rechten Schulterhauptgelenk,
Kraftminderung bei AuÃ�endrehbewegung, reizlose Narbenbildung im Bereich des
rechten Schultergelenkes nach Schultergelenkssprengung rechts, leichte
Schwindelerscheinungen und Kopfschmerzen, WesensÃ¤nderung mit verminderter
Dauerbelastbarkeit im Sinne einer HirnleistungsschwÃ¤che, rechtsseitige
HÃ¶rminderung und dauerhafte OhrgerÃ¤usche mit Konzentrations- und
SchlafstÃ¶rungen nach erstgradig offenem Bruch des SchÃ¤deldaches mit
Hirnquetschung. Im anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren machte der KlÃ¤ger
eine ErhÃ¶hung der Verletztenrente um 10 vH geltend, da er Schwerverletzter sei
und keinen Anspruch auf eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit habe. Mit Bescheid
vom 27.05.1999 wies die Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck mit der
BegrÃ¼ndung, die Unfallfolgen seien nicht die rechtlich wesentliche Ursache fÃ¼r
die UnfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers, eine ErwerbstÃ¤tigkeit aufzunehmen. AuÃ�erdem
sei sein Erwerbsleben durch die Unfallfolgen nicht endgÃ¼ltig beendet worden. Er
habe noch Leistungen des Arbeitsamtes bezogen und damit dem allgemeinen
Arbeitsmarkt zur VerfÃ¼gung gestanden.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht WÃ¼rzburg (SG) erhoben und
beantragt, den Rentenbetrag nach Â§ 57 Sozialgesetzbuch â�� Siebtes Buch (SGB
VII) um 10 vH zu erhÃ¶hen. Er hat vorgetragen, seine UnfÃ¤higkeit, einer
ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen, kÃ¶nne nur in durch den Unfall verursachten
BeeintrÃ¤chtigungen gesehen werden. Die beim ihm vorwiegend psychischen
Probleme, insbesondere die mangelnde KonzentrationsfÃ¤higkeit, seien durch die
traumatischen Erlebnisse des Unfalls verursacht. Zudem habe er keinen Anspruch
auf eine Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Mit Urteil vom
31.01.2001 hat das SG die Klage abgewiesen und ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger
genieÃ�e in der Rentenversicherung keinen Berufsschutz und sei auf alle Arbeiten
des allgemeinen Arbeitsmarktes verweisbar. Zwar sei er aufgrund der eingeholten
Gutachten fÃ¼r hÃ¶her qualifizierte UmschulungsmaÃ�nahmen nicht mehr
geeignet. Es ergebe sich aber kein Hinweis, dass aus medizinischen GrÃ¼nden sein
Erwerbsleben als beendet angesehen werden mÃ¼sse. Hiergegen hat der KlÃ¤ger
Berufung eingelegt und vorgetragen, er kÃ¶nne eine ErwerbstÃ¤tigkeit nicht mehr
ausÃ¼ben und sei aus gesundheitlichen GrÃ¼nden endgÃ¼ltig aus dem
Erwerbsleben ausgeschieden. Er leide wegen der schwerwiegenden Folgen des
offenen SchÃ¤delbruches an tÃ¤glichen Kopfschmerzen, Tinnitus, Gleichgewichts-,
Schlaf- und KonzentrationsstÃ¶rungen. Die Symptomatik Ã¤uÃ�ere sich auch in
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einer depressiven Verstimmung mit deutlichem Leistungsversagen, einer
BeeintrÃ¤chtigung der GedÃ¤chtnisleistung sowie einer leichten WesensÃ¤nderung.
Der Senat hat die Akten des Arbeitsamtes Aschaffenburg, des Amtes fÃ¼r
Versorgung und FamilienfÃ¶rderung WÃ¼rzburg, der Landesversicherungsanstalt
Westfalen sowie der G. Versicherung zum Verfahren beigezogen. Sodann hat der
Senat von der NervenÃ¤rztin Dr.P. ein Gutachten vom 25.01.2002 eingeholt. Diese
hat bei dem KlÃ¤ger eine somatoforme SchmerzstÃ¶rung mit Analgetikaabusus und
depressiver AnpassungsstÃ¶rung bei PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit mit depressiven
ZÃ¼gen, eine diskrete kognitive StÃ¶rung sowie einen Tinnitus und eine diskrete
HÃ¶rminderung rechts als unfallbedingte GesundheitsstÃ¶rungen festgestellt.
TÃ¤tigkeiten des KlÃ¤gers als GerÃ¼stbauer oder Ã¤hnlichem hat sie fÃ¼r nicht
mehr zumutbar erachtet, leichte kÃ¶rperliche und psychisch nicht belastende
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes im Umfang von 8 Stunden tÃ¤glich
hat sie bei ihm jedoch fÃ¼r mÃ¶glich gehalten.

Die LVA Westfalen als zustÃ¤ndiger TrÃ¤ger der gesetzlichen Rentenversicherung
hat mit Bescheid vom 12.07.1996 einen Antrag des KlÃ¤gers auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit abgelehnt, da zwar die Wartezeit, jedoch nicht die
besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt seien. Aus diesem
Grunde sei auch nicht die Frage geprÃ¼ft worden, ob ErwerbsunfÃ¤higkeit vorliegt.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des SG
WÃ¼rzburg vom 31.01.2001 sowie unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom
17.02.1999 idF des Widerspruchsbescheides vom 27.05.1999 zu verurteilen, die
Verletztenrente nach Â§ 57 SGB VII um 10 vH zu erhÃ¶hen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG
WÃ¼rzburg vom 31.01.2001 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten, der Gerichtsakten erster und zweiter Instanz sowie der Akten des
Arbeitsamtes Aschaffenburg, des Amtes fÃ¼r Versorgung und FamilienfÃ¶rderung
WÃ¼rzburg und der LVA Westfalen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig und auch
begrÃ¼ndet. Entgegen der Auffassung des SG hat der KlÃ¤ger einen Anspruch auf
eine Schwerverletztenzulage und damit ErhÃ¶hung der Verletztenrente um 10 vH
gemÃ¤Ã� Â§ 582 RVO, da ihm der allgemeine Arbeitsmarkt aufgrund einer
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen verschlossen ist.
Anzuwenden sind im vorliegenden Fall noch die Vorschriften der RVO, da sich der
Versicherungsfall (Arbeitsunfall) vor dem 01.01.1997 ereignet hat (Art 36 des
Unfallversicherungs-Einordnungsgesetzes, Â§ 212 SGB VII ). Kann ein
Schwerverletzter im Sinne des Â§ 583 Abs 1 RVO infolge des Arbeitsunfalles einer
ErwerbstÃ¤tigkeit nicht mehr nachgehen und erhÃ¤lt er keine Rente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung, so erhÃ¶ht sich die Verletztenrente um 10 vH (Â§
582 RVO). Mit dieser Regelung will der Gesetzgeber einen Teilausgleich fÃ¼r die
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EntgelteinbuÃ�en von Schwerverletzten erreichen, die keinen Ersatz durch Renten
aus eigener Rentenversicherung erhalten.

Der KlÃ¤ger ist Schwerverletzter im Sinne des Â§ 583 Abs 1 RVO. Mit Bescheid vom
17.02.1999 wurde ihm Verletztenrente nach einer MdE von 50 vH gewÃ¤hrt. Er hat
auch keinen Anspruch auf eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung,
weder aus der deutschen Rentenversicherung (Bescheid vom 12.07.1996) noch aus
der niederlÃ¤ndischen Versicherung (Bescheid vom 08.08.1996). Bei ihm fehlt es,
obwohl er die Wartezeit nach deutschem Recht (60 Kalendermonate) erfÃ¼llt hat,
an den besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nach Â§Â§ 43 Abs 1
Nr 2 bzw 44 Abs 1 Nr 2 SGB VI idF bis 31.12.2000. In den letzten 5 Jahren vor der
Antragstellung zur gesetzlichen Rentenversicherung hat er nicht mindestens 3 Jahre
mit PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit
zurÃ¼ckgelegt. Ein Anspruch auf die Regelaltersrente entsteht erst mit Vollendung
des 65. Lebensjahres (Â§ 35 SGB VI).

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt auch die dritte Voraussetzung fÃ¼r eine ErhÃ¶hung der
Verletztenrente, da er auf Dauer keine ErwerbstÃ¤tigkeit mehr wahrnehmen kann.
Die ErwerbstÃ¤tigkeit muss in vollem Umfang und auf Dauer unmÃ¶glich sein (Kass
Komm â�� Ricke â�� Â§ 582 RdNr 4 RVO; BSGE 36, 96). Dabei muss zwischen der
UnmÃ¶glichkeit, einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen und dem Versicherungsfall
ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang im Sinne der fÃ¼r die Unfallversicherung
geltenden KausalitÃ¤tslehre der wesentlichen Bedingung bestehen. Beim
Zusammentreffen mit bereits bestehenden Leiden mÃ¼ssen die Folgen des
Versicherungsfalles rechtlich wesentlich dafÃ¼r sein, dass eine ErwerbstÃ¤tigkeit
nicht mehr ausgeÃ¼bt werden kann (Lauterbach, UV-SGB VII, Â§ 57 RdNr 9). Diese
Voraussetzung ist erfÃ¼llt. Zwar besitzt der KlÃ¤ger nach den Feststellungen der
SachverstÃ¤ndigen Dr.P. grundsÃ¤tzlich noch das LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r eine
vollschichtige leichte TÃ¤tigkeit. Die zahlreichen unfallbedingten
FunktionseinschrÃ¤nkungen stellen aber die rechtlich wesentliche Ursache dafÃ¼r
dar, dass ihm trotz seines RestarbeitsvermÃ¶gens der Arbeitsmarkt verschlossen
ist. Nach der Rechtsprechung des BSG fÃ¼r die gesetzliche Rentenversicherung
kann der Arbeitsmarkt bei noch vorhandener MÃ¶glichkeit, einer ErwerbstÃ¤tigkeit
in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit vollschichtig nachzugehen und mehr als nur
geringfÃ¼gige EinkÃ¼nfte zu erzielen, verschlossen sein, wenn eine Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen vorliegt und nur unter nicht
betriebsÃ¼blichen Arbeitsbedingungen gearbeitet werden kann (BSG SozR 2200 Â§
1246 Nr 19, 22; KK [Stand: Januar 2000] â�� Niesel Â§ 43 SGB VI Rdnr 88, 89).
Davon ist hier auszugehen. Alle TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes, auch
einfachster Art, wie zB leichte Sortier- oder MontiertÃ¤tigkeiten, kÃ¶nnen vom
KlÃ¤ger wegen der schwerwiegenden Unfallfolgen nicht mehr geleistet werden.
Denn diese sind mit Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit und an das
Konzentrations- sowie ReaktionsvermÃ¶gen verbunden. Die ausgeprÃ¤gte
psychosomatische Erkrankung mit depressiver Verstimmung hat beim KlÃ¤ger aber
Konzentrations- und deutliche MerkfÃ¤higkeitstÃ¶rungen sowie eine Einengung des
inhaltlichen Denkens auf die SchmerzbeeintrÃ¤chtigung und den Tinnitus zur Folge.
Der KlÃ¤ger leidet unter erheblichen InsuffizienzgefÃ¼hlen, sein Antrieb und seine
Psychomotorik sind gemindert und er hat Angst sich zu blamieren. Dadurch
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scheiden bereits TÃ¤tigkeiten mit Publikumsverkehr aus. Auch Arbeiten unter
Zeitdruck, FlieÃ�band- oder Akkordbedingungen sowie in Nachtschicht mÃ¼ssen
vermieden werden. Der KlÃ¤ger kann kein Kraftfahrzeug mehr benutzen und hat
seinen FÃ¼hrerschein aufgrund unfallverursachter Ã�ngste zurÃ¼ckgegeben.
KÃ¶rperlich schwere und mittelschwere TÃ¤tigkeiten, insbesondere mit schwerem
Heben und Tragen kommen fÃ¼r ihn wegen der FunktionseinschrÃ¤nkungen des
rechten Schultergelenkes ohnehin nicht in Betracht. Ã�berkopfarbeiten,
TÃ¤tigkeiten auf Treppen, Leitern und GerÃ¼sten sowie an
verletzungsgefÃ¤hrdenden Maschinen sind wegen der Neigung zu Tinnitus und
Schwindel ausgeschlossen. Deswegen ist eine BerufsausÃ¼bung mit
ausschlieÃ�lichem oder Ã¼berwiegendem Gehen und Stehen zu vermeiden. Die
HÃ¶rminderung verbietet TÃ¤tigkeiten mit Anforderungen an das beidseitige
HÃ¶rvermÃ¶gen sowie Arbeiten unter erhÃ¶hter LÃ¤rmeinwirkung ohne
ausgleichenden HÃ¶rschutz. In Anbetracht dieser Summierung von schweren
spezifischen FunktionseinschrÃ¤nkungen sind dem KlÃ¤ger daher wirtschaftlich
verwertbare TÃ¤tigkeiten unter betriebsÃ¼blichen Arbeitsbedingungen nicht mehr
mÃ¶glich. Bereits deshalb kann von ihm eine Einarbeitung in einen neuen Beruf
nicht mehr erwartet werden, wie die erfolglos durchgefÃ¼hrten
BerufsfÃ¶rderungsmaÃ�nahmen des Arbeitsamtes zeigen. Wollte man ihn aber
dennoch veranlassen, eine entsprechende TÃ¤tigkeit wahrzunehmen, ginge dies auf
Kosten seiner Restgesundheit, was ihm nicht zumutbar wÃ¤re. Dies wÃ¼rde dem
Schutzgedanken des Â§ 582 RVO widersprechen.

Nach alledem hat der KlÃ¤ger einen Anspruch auf ErhÃ¶hung seiner Verletztenrente
um 10 vH. Das Urteil des SG WÃ¼rzburg vom 31.01.2001 war daher aufzuheben.
Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der
Revision nach Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 20.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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